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Beschlussempfehlung*) 

des Innenausschusses (4. Ausschuss) 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksachen 18/11501, 18/11932 - 


Entwurf eines Gesetzes über die Verarbeitung von Fluggastdaten zur Umsetzung 
der Richtlinie (EU) 2016/681 (Fiuggastdatengesetz - FiugDaG) 


A. Problem 

Der Gesetzentwurf dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/68 1 des Euro- 
päischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 über die Verwendung von 
Fluggastdatensätzen (PNR-Daten) zur Verhütung, Aufdeckung, Ermittlung und 
Verfolgung von terroristischen Straftaten und schwerer Kriminalität (ABI. L 1 19 
vom 4.5.2016, S. 132). Die Richtlinie (EU) 2016/681 ist bis zum 25. Mai 2018 in 
nationales Recht umzusetzen. 

Die im Bereich der schweren Kriminalität und des internationalen Terrorismus 
aktiven Täter und Tätergrappierungen agieren häufig grenzüberschreitend und 
reisen im Rahmen ihrer illegalen Aktivitäten in andere Staaten. Ziel der Richtlinie 
ist es, bestimmte Straftaten solcher Täter und Tätergruppierangen durch die Ver- 
wendung von Fluggastdaten zu verhüten und zu verfolgen. Flierdurch wird der 
bereits bestehende europaweite Austausch von Erkenntnissen zwischen den Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Union durch ein neues Instrument ergänzt, indem 
die Fluggastdaten von den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten überprüft 
und unter engen Voraussetzungen ausgetauscht werden können. Die Überprüfung 
der Fluggastdaten ermöglicht es den Sicherheitsbehörden im Rahmen ihrer Be- 
fugnisse und im Rahmen der Zweckbindung der Richtlinie (EU) 2016/681 nicht 
nur, bereits bekannte Personen, sondern auch solche Personen zielgerichtet zu 
identifizieren, die den zuständigen Behörden bislang nicht bekannt waren und die 
mit einer terroristischen Straftat oder einer Straftat der schweren Kriminalität in 
Zusammenhang stehen könnten. 

Die Richtlinie (EU) 2016/681 sieht eine verpflichtende Übermittlung von Flug- 
gastdaten durch Luftfahrtuntemehmen für Flüge vor, die von einem Mitgliedstaat 
der Europäischen Union aus in einen Drittstaat oder von einem Drittstaat aus in 
einen Mitgliedstaat der Europäischen Union starten. Sie räumt den Mitgliedstaa- 
ten der Europäischen Union zudem die Möglichkeit ein, auch Flüge zwischen den 
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Mitgliedstaaten sowie Datenübermittlungen durch andere Wirtschaftsteilnehmer, 
die zwar keine Beförderungsuntemehmen sind, aber Dienstleistungen im Zusam- 
menhang mit Reisen, einschließlich Flugbuchungen, erbringen, einzubeziehen. 
Um Sicherheitslücken zu schließen, soll von dieser Möglichkeit im Gesetzentwurf 
Gebrauch gemacht werden. 

Darüber hinaus enthält der Gesetzentwurf in Umsetzung der Richtlinie (EU) 
2016/681 Vorgaben zur Verarbeitung von Fluggastdaten sowie zum Datenschutz 
und zur Datensicherheit. 


B. Lösung 

Die Richtlinie (EU) 2016/681 ist in nationales Recht umzusetzen. 

Annahme des Gesetzentwnrfs in geänderter Fassnng mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU nnd SPD gegen die Stimmen der Fraktionen 
DIE LINKE, nnd BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Für den Bund sind Einnahmen aus Bußgeldern möglich, wenn Luftfahrtuntemeh- 
men ihrer Verpflichtung nach Maßgabe dieses Gesetzes nicht nachkommen. Die 
Höhe der möglichen Einnahmen durch Bußgelder kann aufgrand fehlender Fall- 
zahlen nicht beziffert werden. Zum Vergleich kann die Bundespolizei herangezo- 
gen werden, die nach § 3 la des Bundespolizeigesetzes (BPolG) von Luftfahrtun- 
temehmen sogenannte Advance Passenger Information-Daten (API-Daten) erhebt 
und nach § 69a BPolG Verstöße sanktioniert. Im Jahr 2015 hat die Bundespolizei 
in diesem Rahmen für das Ausbleiben von API-Daten für rund 100 000 Flüge von 
den Luftfahrtuntemehmen rund 550 000 Euro an Bußgeldern eingenommen. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für die Bürgerinnen und Bürger entsteht kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Luftfahrtunternehmen sind verpflichtet, Fluggastdaten auf elektronischem Wege 
anhand bestimmter Protokolle und Datenformate an die Fluggastdatenzentral- 
stelle zu übermitteln. Hierfür entsteht den Luftfahrtunternehmen ein einmaliger 
Erfüllungsaufwand in Höhe von ca. 3,96 Millionen Euro. Überdies entsteht der 
Wirtschaft ein jährlicher Erfüllungsaufwand von 594 000 bis zu 3,7 Millionen 
Euro. 
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Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Die Verpflichtung zur Übermittlung von Fluggastdaten an die Fluggastdatenzent- 
ralstelle ist eine tnformationspflicht. Darüber hinaus werden keine tnformations- 
pflichten neu eingeführt, geändert oder aufgehoben. 

Soweit durch das Regelungsvorhaben für die Wirtschaft laufender Erfüllungsauf- 
wand entsfeht, ist dieser grundsätzlich nach der Bürokratiebremse zu kompensie- 
ren. Im vorliegenden Gesetzentwurf handelt es sich allerdings um eine l:l-Um- 
setzungeiner EU -Richtlinie, wodurch die Kompensationspflicht entfällt. 


E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Dem Bund entsteht insgesamt einmaliger Erfüllungsaufwand in Höhe von 78 Mil- 
lionen Euro, verteilt auf die Jahre 2017, 2018 und 2019. Zudem entsteht ein jähr- 
licher Erfüllungsaufwand in Höhe von 65 Millionen Euro. 

Der Erfüllungsaufwand beinhaltet Kosten für den Aufbau der Fluggastdatenzent- 
ralstelle beim Bundeskriminalamt, für die Errichtung und den Betrieb des Flug- 
gastdaten-lnformationssystems beim Bundesverwaltungsamt und beim Informa- 
tionstechnikzentrum Bund, für die technische Anbindung und Anpassung des In- 
formationssystems der Bundespolizei und für die Bundesbeauftragte für den Da- 
tenschutz und die Informationsfreiheit. Erfüllungsaufwand, der über die zuletzt 
im parlamentarischen Verfahren zum Bundeshaushalt 2017 vereinbarten Ansätze 
hinausgeht, soll personell und finanziell im jeweiligen Einzelplan ausgeglichen 
werden. 


F. Weitere Kosten 

Mit der Einführung eines Richtervorbehaltes für die Aufhebung der Depersonali- 
sierang von Fluggastdaten auf Antrag der Fluggastdatenzentralstelle entsteht dem 
für den Sitz des Bundeskriminalamtes zuständigen Amtsgericht ein Mehrauf- 
wand, der aufgrund fehlender Fallzahlen nicht beziffert werden kann. Da es sich 
bei der Verarbeitung von Fluggastdaten um ein neues Verfahren handelt, gibt es 
keine vergleichbaren Erfahrangswerte, auf deren Basis eine Schätzung erfolgen 
könnte. Sofern hier justizielle Kembereiche des Gerichts betroffen sind, handelt 
es sich bei den entstehenden Kosten jedoch nicht um Erfüllungsaufwand. 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf auf Drucksachen 18/1 1501, 18/11932 in der aus der nachste- 
henden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Berlin, den 25. April 2017 

Der Innenausschuss 


Ansgar Heveling 

Vorsitzender 


Armin Schuster (Weil am Rhein) Wolfgang Gunkel 

Berichterstatter Berichterstatter 


Martina Renner 

Berichterstatterin 


Hans-Christian Ströbele 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über die Verarbeitung von Fluggastdaten zur Umsetzung der Richtlinie 
(EU) 2016/681 (Fluggastdatengesetz - FlugDaG) 

- Drucksachen 1 8/1 1 501 , 1 8/1 1 932 - 

mit den Beschlüssen des Innenausschusses (4. Ausschuss) 


Entwurf 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes über die Ver- 
arbeitung von Fiuggastdaten zur Um- 
setzung der Richtlinie (EU) 2016/681 

Entwurf eines Gesetzes zur Umset- 
zung der Richtlinie (EU) 2016/681 

(Fiuggastdatengesetz - FiugDaG*^ 

entfäiit 

Vom ... 

Vom ... 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel 1 


Gesetz über die Verarbeitung von 
Fiuggastdaten zur Umsetzung der 
Richtiinie (EU) 2016/681 


(Fiuggastdatengesetz - FiugDaG)*) 


*) Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 20 1 6/68 1 des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 27. April 2016 über die Verwendung von Fluggastdatensätzen (PNR-Daten) 
zur Verhütung, Aufdeckung, Ermittlung und Verfolgung von terroristischen Straftaten und 
schwerer Kriminalität (ABI. L 119 vom 4.5.2016, S. 132). 
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Entwurf 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Abschnitt 1 

Abschnitt 1 

Fluggastdatenzentralstelle 
und Zweck des 
Fluggastdaten-lnformations- 
Systems 

unverändert 

§1 


Fluggastdatenzentralstelle und Zweek des 
Fluggastdaten-Informationssystems 


(1) Das Bundeskriminalamt ist nationale 
zentrale Stelle für die Verarbeitung von Fluggast- 
daten (Fluggastdatenzentralstelle). Die Fluggastda- 
tenzentralstelle unterhält ein Fluggastdaten-lnfor- 
mationssystem nach Maßgabe dieses Gesetzes. 


(2) Das Fluggastdaten-lnformationssystem 
dient der Verhütung und Verfolgung von terroristi- 
schen Straftaten und schwerer Kriminalität. 


(3) Das Bundesverwaltungsamt verarbeitet 
Fluggastdaten im Auftrag und nach Weisung der 
Fluggastdatenzentralstelle. 


Abschnitt 2 

Abschnitt 2 

Übermittlung von Fluggastda- 
ten an die F 1 u g g a s t d a t e n Zent- 
ralstelle 

unverändert 

§2 


Datenübermittlung dureh Luftfahrtunterneh- 
men 


(1) Luftfahrtuntemehmen übermitteln nach 
Maßgabe des Absatzes 3 im Rahmen ihrer Ge- 
schäftstätigkeit erhobene Fluggastdaten von Flug- 
gästen, einschließlich von Transfer- und Transit- 
fluggästen, die von ihnen in einem Luftfahrzeug 
befördert werden oder befördert werden sollen, an 
die Fluggastdatenzentralstelle. 


(2) Fluggastdaten sind folgende Daten: 


1. Familienname, Geburtsname, Vornamen und 
Doktorgrad des Fluggastes, 
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2. Angaben zum Fluggastdaten-Buchungscode, 


3. Datum der Buchung und der Flugscheinaus- 
stellung, 


4. planmäßiges Abflugdatum oder planmäßige 
Abflugdaten, 


5 . Anschrift und Kontaktangaben, einschließlich 
Telefonnummer und E-Mail-Adresse, 


6. Flugscheindaten, einschließlich Flugschein- 
nummer, Ausstellungsdatum, einfacher Flug 
und automatische Tarifanzeige, 


7. vollständige Gepäckangaben, 


8. etwaige erhobene erweiterte Fluggastdaten 
(Advance Passenger Information-Daten), ein- 
schließlich Art, Nummer, Ausstellungsland 
und Ablaufdatum von Identitätsdokumenten, 
Staatsangehörigkeit, Familienname, Vorna- 
men, Geschlecht, Geburtsdatum, Luftfahrtun- 
temehmen, Flugnummer, Tag des Abflugs 
und der Ankunft, Flughafen des Abflugs und 
der Ankunft, Uhrzeit des Abflugs und der An- 
kunft, 


9. sonstige Namensangaben, 


10. alle Arten von Zahlungsinformationen, ein- 
schließlich der Rechnungsanschrift, 


11. gesamter Reiseverlauf für bestimmte Flug- 
gastdaten, 


12. Angaben zum Vielflieger-Eintrag, 


13. Angaben zum Reisebüro und zur Sachbear- 
beiterin oder zum Sachbearbeiter, 


14. Reisestatus des Fluggastes mit Angaben über 
Reisebestätigungen, Eincheckstatus, nicht an- 
getretene Flüge und Fluggäste mit Flugschein 
aber ohne Reservierang, 


15. Angaben über gesplittete und geteilte Flug- 
gastdaten, 
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16. allgemeine Hinweise, einschließlich aller ver- 
fügbaren Angaben zu unbegleiteten Minder- 
jährigen unter 18 Jahren, wie beispielsweise 
Namensangaben, Geschlecht, Alter und Spra- 
chen der oder des Minderjährigen, Namens- 
angaben und Kontaktdaten der Begleitperson 
beim Abflug und Angabe, in welcher Bezie- 
hung diese Person zu der oder dem Minder- 
jährigen steht, Namensangaben und Kontakt- 
daten der abholenden Person und Angabe, in 
welcher Beziehung diese Person zu der oder 
dem Minderjährigen steht, begleitende Flug- 
hafenmitarbeiterin oder begleitender Flugha- 
fenmitarbeiter bei Abflug und Ankunft, 


17. Sitzplatznummer und sonstige Sitzplatzinfor- 
mationen, 


1 8. Angaben zum Code-Sharing, 


19. Anzahl und Namensangaben von Mitreisen- 
den im Rahmen der Fluggastdaten und 


20. alle vormaligen Änderangen der unter den 
Nummern 1 bis 19 aufgeführten Fluggastda- 
ten. 


(3) Fluggastdaten sind für alle Flüge des Li- 
nien-, Charter- und Taxiverkehrs zu übermitteln, 
die nicht militärischen Zwecken dienen und die 


1 . von der Bundesrepublik Deutschland aus star- 
ten und in einem anderen Staat landen oder 


2. von einem anderen Staat aus starten und in der 
Bundesrepublik Deutschland landen oder 
zwischenlanden. 


(4) Bei Flügen mit Code- Sharing zwischen 
mehreren Luftfahrtuntemehmen übermittelt dasje- 
nige Luftfahrtuntemehmen, das den Flug durch- 
führt, die Fluggastdaten aller Fluggäste des Fluges 
an die Fluggastdatenzentralstelle. 


(5) Die Luftfahrtuntemehmen haben die 
Fluggastdaten der Fluggastdatenzentralstelle nach 
Absatz 7 Satz 1 zu folgenden Zeitpunkten zu über- 
mitteln: 


1 . 48 bis 24 Stunden vor der planmäßigen Ab- 

flugzeit und 


2. unmittelbar nachdem sich die Fluggäste vor 
dem Start an Bord des Luftfahrzeuges bege- 
ben haben und sobald keine Fluggäste mehr 
an Bord kommen oder von Bord gehen kön- 
nen. 
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Sind zu einem Fluggast im Zeitpunkt der Übermitt- 
lung nach Satz 1 Nummer 1 keine Fluggastdaten 
vorhanden, so hat das Luftfahrtuntemehmen die 
Fluggastdaten dieses Fluggastes der Fluggastda- 
tenzentralstelle spätestens zwei Stunden vor der 
geplanten Abflugzeit nachzumelden, sofern diese 
Daten dem Luftfahrtuntemehmen bis zu diesem 
Zeitpunkt vorliegen; Satz 1 Nummer 2 bleibt unbe- 
rührt. Die Übermittlung der Daten nach Satz 1 
Nummer 2 kann auf eine Aktualisierang der über- 
mittelten Daten nach Satz 1 Nummer 1 beschränkt 
werden. 


(6) Zusätzlich zu den in Absatz 5 genannten 
Zeitpunkten sind in Einzelfällen die Fluggastdaten 
auf Anforderang der Fluggastdatenzentralstelle un- 
verzüglich zu übermitteln, wenn tatsächliche An- 
haltspunkte dafür vorliegen, dass die Begehung ei- 
ner Straftat nach § 4 Absatz 1 unmittelbar bevor- 
steht und dies zur Erfüllung der in § 6 Absatz 1 
Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 genannten Aufgaben 
erforderlich ist. Satz 1 gilt bei Ersuchen nach § 7 
Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 entsprechend. 


(7) Die Fluggastdaten werden elektronisch 
übermittelt. Bei der Übermittlung zu verwenden 
sind die gemeinsamen Protokolle und die unter- 
stützten Datenformate, die jeweils festgelegt wor- 
den sind durch Durchführungsrechtsakte der Euro- 
päischen Kommission nach Artikel 16 Absatz 3 
der Richtlinie (EU) 2016/681 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 über 
die Verwendung von Fluggastdatensätzen (PNR- 
Daten) zur Verhütung, Aufdeckung, Ermittlung 
und Verfolgung von terroristischen Straftaten und 
schwerer Kriminalität (ABI. L 119 vom 4.5.2016, 
S. 132). Die Luftfahrtuntemehmen teilen der Flug- 
gastdatenzentralstelle mit, welches konkrete Proto- 
koll und Datenformat für die Übermittlung der 
Fluggastdaten verwendet wird. Bei technischen 
Störungen erfolgt die Übermittlung der Fluggast- 
daten in Abstimmung mit der Fluggastdatenzent- 
ralstelle ausnahmsweise auf andere geeignete 
Weise, die ein angemessenes Datensicherheitsni- 
veau gewährleistet. 
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§3 


Datenübermittlung der dureh andere Unter- 
nehmen erhobenen Fluggastdaten 


Für den Fall, dass andere Unternehmen, die an 
der Reservierung oder Buchung von Flügen oder 
an der Ausstellung von Flugscheinen beteiligt sind, 
im Rahmen ihrer Geschäftstätigkeit Fluggastdaten 
an Luftfahrtuntemehmen übermitteln, gilt Folgen- 
des: 


1. die Luftfahrtuntemehmen haben diese Flug- 
gastdaten unbeschadet des § 2 Absatz 1 zu 
den in § 2 Absatz 5 Satz 1 und 2 genannten 
Zeitpunkten an die Fluggastdatenzentralstelle 
zu übermitteln; 


2. die anderen Unternehmen haben die Fluggast- 
daten so rechtzeitig an das jeweilige Luft- 
fahrtuntemehmen zu übermitteln, dass eine 
Weiterleitung der Daten durch das Luftfahrt- 
untemehmen zu den in § 2 Absatz 5 Satz 1 
und 2 genannten Zeitpunkten an die Fluggast- 
datenzentralstelle erfolgen kann. 


Abschnitt 3 

Abschnitt 3 

Verarbeitung von Fluggastda- 
ten durch die 

Fluggastdatenzentralstelle 

unverändert 

§4 


Voraussetzungen für die Datenverarbeitung 


(1) Die Fluggastdatenzentralstelle verarbei- 
tet die von den Luftfahrtuntemehmen übermittel- 
ten Fluggastdaten und gleicht sie mit Datenbestän- 
den und Mustern nach Maßgabe der Absätze 2 und 
5 ab, um Personen zu identifizieren, bei denen tat- 
sächliche Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass sie 
eine der folgenden Straftaten begangen haben oder 
innerhalb eines übersehbaren Zeitraumes begehen 
werden: 


1 . eine Straftat nach § 129a, auch in Verbindung 
mit § 129b, des Strafgesetzbuchs, 
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2. eine in § 129a Absatz 1 Nummer 1 und 2, Ab- 
satz 2 Nummer 1 bis 5 des Strafgesetzbuchs 
bezeichnete Straftat, wenn diese bestimmt ist, 
die Bevölkerang auf erhebliche Weise einzu- 
schüchtem, eine Behörde oder eine internati- 
onale Organisation rechtswidrig mit Gewalt 
oder durch Drohung mit Gewalt zu nötigen o- 
der die politischen, verfassungsrechtlichen, 
wirtschaftlichen oder sozialen Grandstruktu- 
ren eines Staates oder einer internationalen 
Organisation zu beseitigen oder erheblich zu 
beeinträchtigen und durch die Art ihrer Bege- 
hung oder ihre Auswirkungen einen Staat o- 
der eine internationale Organisation erheblich 
schädigen kann. 


3. eine Straftat, die darauf gerichtet ist, eine der 
in Nummer 2 bezeichneten Straftaten anzu- 
drohen. 


4. eine Straftat nach den §§ 89a bis 89c und 91 
des Strafgesetzbuchs, 


5. eine Straftat im unmittelbaren Zusammen- 
hang mit terroristischen Aktivitäten nach Ar- 
tikel 3 Absatz 2 des Rahmenbeschlusses 
2002/475/Jl des Rates vom 13. Juni 2002 zur 
Terrorismusbekämpftmg (ABI. L 164 vom 
22.6.2002, S. 3), der zuletzt durch Artikel 1 
Nummer 1 des Rahmenbeschlusses 

2008/919/Jl (ABI. L330 vom 9.12.2008, 
S. 21) geändert worden ist, oder 


6. eine Straftat, die einer in Anhang 11 zur Richt- 
linie (EU) 2016/681 aufgeftihrten strafbaren 
Handlung entspricht und die mit einer Frei- 
heitsstrafe im Höchstmaß von mindestens drei 
Jahren bedroht ist. 


(2) Ein automatisierter Abgleich von Flug- 
gastdaten durch die Fluggastdatenzentralstelle ist 
vor der Ankunft eines Luftfahrzeuges auf einem 
Flughafen in der Bundesrepublik Deutschland oder 
vor dem Abflug eines Luftfahrzeuges von einem 
Flughafen der Bundesrepublik Deutschland zuläs- 
sig 


1. mit Datenbeständen, die der Fahndung oder 
Ausschreibung von Personen oder Sachen 
dienen und 


2. mit Mustern 
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(vorzeitiger Abgleich). Treffer, die aus einem vor- 
zeitigen Abgleich resultieren, werden von der 
Fluggastdatenzentralstelle individuell überprüft. 


(3) Die Muster für den Abgleich nach Ab- 
satz 2 Satz 1 Nummer 2 werden von der Fluggast- 
datenzentralstelle unter Einbeziehung der oder des 
Datenschutzbeauftragten der Fluggastdatenzentral- 
stelle erstellt und in Zusammenarbeit mit den in § 6 
Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 genannten Be- 
hörden sowie mit der oder dem Datenschutzbeauf- 
tragten der Fluggastdatenzentralstelle regelmäßig, 
mindestens alle sechs Monate, überprüft. Die Mus- 
ter enthalten verdachtsbegründende und verdachts- 
entlastende Prüfungsmerkmale. Verdachtsbegrün- 
dende Prüfungsmerkmale beruhen auf den Tatsa- 
chen zu bestimmten Straftaten, die den in § 6 Ab- 
satz 1 Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1 genannten Be- 
hörden vorliegen. Sie müssen geeignet sein, Perso- 
nen zu identifizieren, die für die Verhütung oder 
Verfolgung der in Absatz 1 genannten Straftaten 
bedeutsame Prüfungsmerkmale erfüllen. Ver- 
dachtsentlastende Prüfungsmerkmale dienen dazu, 
Personen, die unter verdachtsbegründende Prü- 
fungsmerkmale fallen, als Nichtverdächtige auszu- 
schließen. Bei den Mustern sind verdachtsbegrün- 
dende Prüfungsmerkmale mit verdachtsentlasten- 
den Prüfungsmerkmalen so zu kombinieren, dass 
die Zahl der unter ein Muster fallenden Personen 
möglichst gering ist. Angaben zur rassischen oder 
ethnischen Flerkunft, zu den politischen Meinun- 
gen, zu den religiösen oder weltanschaulichen 
Überzeugungen, zur Mitgliedschaft in einer Ge- 
werkschaft, zum Gesundheitszustand, zum Sexual- 
leben oder zur sexuellen Orientierung einer Person 
dürfen nicht Gegenstand eines Prüfungsmerkmals 
sein. Die oder der Bundesbeauftragte für den Da- 
tenschutz und die Informationsfreiheit kontrolliert 
die Erstellung und Anwendung der Muster mindes- 
tens alle zwei Jahre. Sie oder er erstattet der Bun- 
desregierung alle zwei Jahre Bericht. 


(4) Die Fluggastdatenzentralstelle kann 
Fluggastdaten analysieren, um Muster für den vor- 
zeifigen Abgleich zu ersfellen oder zu aktualisie- 
ren. 



Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


-13- 


Drucksache 18/12080 


Entwurf 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

(5) Die Fluggastdatenzentralstelle kann im 
Einzelfall auf ein begründetes Ersuchen einer in 
§ 6 Absatz 1 Satz 1 genannten zuständigen Be- 
hörde die von der ersuchenden Behörde übermit- 
telten Daten in besonderen Fällen mit den im Flug- 
gastdaten-lnformationssystem gespeicherten Da- 
ten zu den in § 1 Absatz 2 genannten Zwecken ab- 
gleichen. Satz 1 gilt mit Blick auf die in § 6 Ab- 
satz 2 Satz 1 genannten Behörden entsprechend 
mit der Maßgabe, dass der Abgleich zum Zweck 
der Erfüllung von deren Aufgaben im Zusammen- 
hang mit Straftaten nach Absatz 1 erfolgen kann. 


§5 


Depersonalisierung von Daten 


(1) Nach Ablauf von sechs Monaten ab 
Übermittlung der Fluggastdaten an die Fluggastda- 
tenzentralstelle werden die Fluggastdaten durch 
Unkenntlichmachung der folgenden Datenele- 
mente, mit denen die Identität einer Person nach 
§ 2 Absatz 1 festgestellt werden könnte, von der 
Fluggastdatenzentralstelle depersonalisiert: 


1. Namensangaben nach §2 Absatz 2 Num- 
mer 1 und 9 sowie die Anzahl und die Na- 
mensangaben der erfassten Mitreisenden nach 
§ 2 Absatz 2 Nummer 19, 


2. Anschrift und Konfakfangaben nach § 2 Ab- 
satz 2 Nummer 5, 


3. alle Arten von Zahlungsinformationen, ein- 
schließlich der Rechnungsanschrift, nach § 2 
Absatz 2 Nummer 10, die zur Fesfstellung der 
Identität des Fluggastes oder anderer Perso- 
nen beitragen könnten. 


4. Angaben zum Vielflieger-Eintrag nach § 2 
Absatz 2 Nummer 12, 


5. allgemeine Flinweise nach § 2 Absatz 2 Num- 
mer 16, die zur Feststellung der Identität des 
Fluggastes beitragen könnten und 


6. Daten nach § 2 Absatz 2 Nummer 8. 


(2) Die Aufhebung der Depersonalisierung 
von Fluggastdaten durch die Fluggastdatenzentral- 
stelle ist nur zulässig, wenn die Aufhebung 
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1 . im Fall eines Abgleichs nach § 4 Absatz 5 
Satz 1 zur Verhütung oder Verfolgung von 
Straftaten nach § 4 Absatz 1 erforderlich ist 
und 


2. auf Antrag der Leitung der Fluggastdaten- 
zentralstelle oder deren Vertretung gerichtlich 
genehmigt worden ist. 


Bei Gefahr im Verzug kann die Präsidentin oder 
der Präsident des Bundeskriminalamtes oder ihre 
oder seine Vertretung die Genehmigung erteilen. 
Die gerichtliche Entscheidung ist unverzüglich 
nachzuholen. Die Sätze 1 bis 3 gelten mit Blick auf 
die in § 6 Absatz 2 Satz 1 genannten Behörden ent- 
sprechend mit der Maßgabe, dass die Aufhebung 
im Fall eines Abgleichs nach § 4 Absatz 5 Satz 2 
zur Erfüllung von deren Aufgaben im Zusammen- 
hang mit Straftaten nach § 4 Absatz 1 erforderlich 
ist. 


Abschnitt 4 

Abschnitt 4 

Übermittlung von Fluggastda- 
ten durch die 

Fluggastdatenzentralstelle 

unverändert 

§6 


Datenübermittlung an die zuständigen Behör- 
den im Inland 


(1) Soweit dies zur Erfüllung von deren 
Aufgaben zur Verhütung oder Verfolgung von 
Straftaten nach § 4 Absatz 1 erforderlich ist, kann 
die Fluggastdatenzentralstelle die aus einem Ab- 
gleich nach § 4 Absatz 2 oder Absatz 5 resultieren- 
den Fluggastdaten und die Ergebnisse der Verar- 
beitung dieser Daten zur weiteren Überprüfung o- 
der zur Veranlassung geeigneter Maßnahmen über- 
mitteln an 


1 . das Bundeskriminalamt, 


2. die Landeskriminalämter, 


3. die Zollverwaltung sowie 


4. die Bundespolizei. 
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Die Übermittlung von Daten, die aus einem Ab- 
gleich nach § 4 Absatz 5 resultieren, an eine andere 
als an die ersuchende Behörde erfolgt nur im Ein- 
vernehmen mit der ersuchenden Behörde. 


(2) Soweit dies zur Erfüllung von deren 
Aufgaben im Zusammenhang mit Straftaten nach 
§ 4 Absatz 1 erforderlich ist, kann die Fluggastda- 
tenzentralstelle die aus einem Abgleich nach § 4 
Absatz 2 oder Absatz 5 resultierenden Fluggastda- 
ten und die Ergebnisse der Verarbeitung dieser Da- 
ten zudem übermitteln an 


1 . das Bundesamt für V erfassungsschutz und die 
Verfassungsschutzbehörden der Länder, 


2. den Militärischen Abschirmdienst sowie 


3. den Bundesnachrichtendienst. 


Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 


(3) Die in Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 
Satz 1 genannten Behörden dürfen die übermittel- 
ten Daten nur zu den Zwecken, zu denen sie ihnen 
übermittelt worden sind, verarbeiten. 


(4) Die in Absatz 1 Satz 1 genannten Behör- 
den können, soweit sie Aufgaben der Strafverfol- 
gung wahrnehmen, die übermittelten Daten zu an- 
deren Zwecken verarbeiten, wenn Erkenntnisse, 
auch unter Einbezug weiterer Informationen, den 
Verdacht einer bestimmten anderen Straftat be- 
gründen. 


§7 


Datenaustausch zwischen den Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union 


(1) Der Fluggastdatenzentralstelle obliegt 
der Austausch von Fluggastdaten und von Ergeb- 
nissen der Verarbeitung dieser Daten mit den Flug- 
gastdatenzentralstellen anderer Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union (Mitgliedstaaten). 


(2) Die Fluggastdatenzentralstelle kann die 
Fluggastdatenzentralstelle eines anderen Mitglied- 
staates aufgrund eines begründeten Ersuchens ei- 
ner in § 6 Absatz 1 Satz 1 genannten Behörde ersu- 
chen um 
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1 . Übermittlung von Fluggastdaten und von Er- 
gebnissen der Verarbeitung dieser Daten, so- 
weit dies zur Verhütung oder Verfolgung von 
Straftaten nach § 4 Absatz 1 erforderlich ist, 
oder 


2. Anforderung von Fluggastdaten bei Luftfahrt- 
untemehmen und Übermittlung dieser Daten, 
soweit dies zur Verhütung einer unmittelbar 
bevorstehenden Straftat nach § 4 Absatz 1 er- 
forderlich ist. 


Ein begründetes Ersuchen nach Satz 1 Nummer 1 
kann bei Gefahr im Verzug auch durch eine Be- 
hörde nach § 6 Absatz 1 Satz 1 gestellt werden. Die 
Fluggastdatenzentralstelle ist nachrichtlich zu be- 
teiligen. Die Sätze 1 bis 3 gelten mit Blick auf die 
in § 6 Absatz 2 Satz 1 genannten Behörden ent- 
sprechend mit der Maßgabe, dass 


1. die Übermittlung zur Erfüllung von deren 
Aufgaben im Zusammenhang mit Straftaten 
nach § 4 Absatz 1 erforderlich ist und 


2. im Fall des Satzes 1 Nummer 2 die Begehung 
einer Straftat nach § 4 Absatz 1 unmittelbar 
bevorsteht. 


(3) Die Fluggastdatenzentralstelle kann 
Fluggastdaten und die Ergebnisse der Verarbeitung 
dieser Daten an die Fluggastdatenzentralstellen an- 
derer Mitgliedstaaten übermitteln, wenn 


1 . sich durch einen Abgleich nach § 4 Ab- 
satz 2 oder Absatz 5 oder durch eine Analyse 
von Fluggastdaten nach § 4 Absatz 4 heraus- 
stellt, dass die Daten zur Erfüllung der Aufga- 
ben von Behörden anderer Mitgliedstaaten 
zur Verhütung oder Verfolgung von terroris- 
tischen Straftaten oder schwerer Kriminalität 
erforderlich sind. 


2. ein Ersuchen der Fluggastdatenzentralstelle 
eines anderen Mitgliedstaates vorliegt, aus 
dem sich tatsächliche Anhaltspunkte dafür er- 
geben, dass die Übermittlung zur Verhütung 
oder Verfolgung von terroristischen Strafta- 
ten oder schwerer Kriminalität erforderlich 
ist, oder 
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3. ein Ersuchen der Fluggastdatenzentralstelle 
eines anderen Mitgliedstaates vorliegt, das 
auf Anforderung von Fluggastdaten bei Luft- 
fahrtunternehmen und Übermittlung dieser 
Daten gerichtet ist und sich aus dem Ersuchen 
tatsächliche Anhaltspunkte dafür ergeben, 
dass die Übermittlung der Daten zur Verhü- 
tung einer unmittelbar bevorstehenden terro- 
ristischen Straftat oder einer unmittelbar be- 
vorstehenden Straftat der schweren Krimina- 
lität erforderlich ist. 


Die Übermittlung von Daten nach Satz 1 Num- 
mer 1, die aus einem Abgleich nach § 4 Absatz 5 
resultieren, erfolgt nur im Einvernehmen mit der 
um den Abgleich ersuchenden Behörde, ln den Fäl- 
len des Satzes 1 Nummer 2 kann bei Gefahr im 
Verzug das Ersuchen auch durch eine zuständige 
Behörde eines anderen Mitgliedstaates gestellt 
werden, sofern sie nach Artikel 7 Absatz 3 der 
Richtlinie (EU) 2016/681 gegenüber der Europäi- 
schen Kommission benannt worden ist und diese 
Mitteilung durch die Europäische Kommission im 
Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht 
wurde. Bei der Übermittlung von Daten aufgrund 
eines Ersuchens nach Satz 1 Nummer 2 gilt § 5 
Absatz 2 entsprechend. 


(4) Die Fluggastdatenzentralstelle kann 
Fluggastdaten und die Ergebnisse der Verarbeitung 
dieser Daten, die ihr von den Fluggastdatenzentral- 
stellen anderer Mitgliedstaaten übermittelt werden, 
verarbeiten und an die in § 6 Absatz 1 Satz 1 ge- 
nannten Behörden übermitteln, wenn 


1. sich nach einer individuellen Überprüfung 
herausstellt, dass die Daten zur Erfüllung der 
Aufgaben dieser Behörden zur Verhütung o- 
der Verfolgung von Straftaten nach § 4 Ab- 
satz 1 erforderlich sind oder 


2. die Daten mittels eines begründeten Ersu- 
chens nach Absatz 2 Satz 1 oder Satz 2 ange- 
fordert wurden und zur Erfüllung der Aufga- 
ben dieser Behörden erforderlich sind. 
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Die Übermittlung von Daten nach Satz 1 Num- 
mer 2 an eine andere als an die ersuchende Behörde 
erfolgt nur im Einvernehmen mit der ersuchenden 
Behörde. Die Sätze 1 und 2 gelten mit Blick auf die 
in § 6 Absatz 2 Satz 1 genannten Behörden ent- 
sprechend mit der Maßgabe, dass die Übermittlung 
der Daten zur Erfüllung von deren Aufgaben im 
Zusammenhang mit Straftaten nach § 4 Absatz 1 
erforderlich ist. 


(5) Die Vorschriften über die internationale 
Rechtshilfe in strafrechtlichen Angelegenheiten 
bleiben unberührt. 


§8 


Teilnahme an gemeinsamen Verfahren der Zn- 
sammenarbeit 


Die Fluggastdatenzentralstelle kann an ge- 
meinsamen Verfahren der systematischen Zusam- 
menarbeit mit anderen Fluggastdatenzentralstellen 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Union zur 
Verhütung und Verfolgung von terroristischen 
Straftaten und schwerer Kriminalität nach Maß- 
gabe dieses Gesetzes teilnehmen. § 7 bleibt unbe- 
rührt. 


§9 


Datenübermittlung an Europol 


Die Fluggastdatenzentralstelle kann Fluggast- 
daten und die Ergebnisse der Verarbeitung dieser 
Daten an Europol übermitteln, wenn ein Ersuchen 
von Europol vorliegt, aus dem sich tatsächliche 
Anhaltspunkte dafür ergeben, dass die Übermitt- 
lung zur Verhütung oder Verfolgung von terroris- 
tischen Straftaten oder schwerer Kriminalität durch 
Europol erforderlich ist. § 5 Absatz 2 gilt entspre- 
chend. 
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§10 


Datenübermittlung an Drittstaaten 


(1) Unter Beachtung der §§ 78 bis 80 des 
Bundesdatenschutzgesetzes kann die Fluggastda- 
tenzentralstelle Fluggastdaten und die Ergebnisse 
der Verarbeitung dieser Daten im Einzelfall auf Er- 
suchen an die Behörden von Staaten, die nicht Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Union sind (Dritt- 
staaten) übermitteln, wenn 


1. diese Behörden für die Verhütung oder Ver- 
folgung von terroristischen Straftaten oder 
schwerer Kriminalität zuständig sind und die 
Datenübermittlung zu diesem Zweck erfor- 
derlich ist und 


2. sich diese Behörden verpflichten, die Daten 
nur dann an die Behörden eines anderen Dritt- 
staates zu übermitteln, wenn dies zur Verhü- 
tung oder Verfolgung von terroristischen 
Straftaten oder schwerer Kriminalität erfor- 
derlich ist, und vor der Weiterübermittlung 
die Einwilligung der Fluggastdatenzentral- 
stelle eingeholt wird. 


§ 5 Absatz 2 gilt entsprechend. Die Vorschriften 
über die internationale Rechtshilfe in strafrechtli- 
chen Angelegenheiten bleiben unberührt. 


(2) Die Fluggastdatenzentralstelle kann die 
Fluggastdaten eines anderen Mitgliedstaates unter 
den Voraussetzungen des Absatzes 1 an die Behör- 
den von Drittstaaten übermitteln, wenn die Flug- 
gastdatenzentralstelle dieses Mitgliedstaates in die 
Übermittlung einwilligt. Liegt keine Einwilligung 
vor, ist die Übermittlung nur dann zulässig, wenn 


1 . die Übermittlung erforderlich ist, um eine ge- 
genwärtige Gefahr durch terroristische Straf- 
taten oder schwere Kriminalität in einem Mit- 
gliedstaat oder einem Drittstaat abzuwehren 
und 


2. die Einwilligung nicht rechtzeitig eingeholt 
werden kann. 


Die für die Einwilligung nach Satz 2 zuständige 
Fluggastdatenzentralstelle ist unverzüglich zu un- 
terrichten. 
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(3) Die Fluggastdatenzentralstelle unterrich- 
tet die Datenschutzbeauftragte oder den Daten- 
schutzbeauftragten der Fluggastdatenzentralstelle 
über jede Datenübermittlung nach den Absätzen 1 
und 2. Die Datenübermittlung nach Absatz 2 
Satz 2 ist nachträglich durch die Datenschutzbe- 
auftragte oder den Datenschutzbeauftragten der 
Fluggastdatenzentralstelle zu überprüfen. 


Abschnitt 5 

Abschnitt 5 

Datenschutzrechtliche Best- 
immungen 

Datenschutzrechtliche Best- 
immungen 

§ 11 

§11 

Nationale Kontrollstelle 

Die Aufgaben der nationalen Kontrollstelle 
für den Datenschutz nimmt die oder der Bundesbe- 
auftragte für den Datenschutz und die Informati- 
onsfreiheit wahr. 

unverändert 

§12 

§12 

Die oder der Datensehntzbeanftragte der Flug- 
gastdatenzentralstelle 

Die oder der Datensehntzbeanftragte der Flug- 
gastdatenzentralstelle 

( 1 ) Die Aufgaben der oder des Datenschutz- 
beauftragten der Fluggastdatenzentralstelle nimmt 
die oder der Datenschutzbeauftragte des Bundes- 
kriminalamtes wahr. 

(1) unverändert 

(2) Abweichend von § 72 Absatz 2 des Bun- 
deskriminalamtgesetzes kann die oder der Daten- 
schutzbeauftragte der Fluggastdatenzentralstelle 
eine Angelegenheit an die nationale Kontrollstelle 
verweisen, wenn sie oder er eine Verarbeitung von 
Fluggastdaten für rechtswidrig hält. 

(2) Die oder der Datenschutzbeauftragte der 
Fluggastdatenzentralstelle kann eine Angelegen- 
heit an die nationale Kontrollstelle verweisen, 
wenn sie oder er eine Verarbeitung von Fluggast- 
daten für rechtswidrig hält. 
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§13 

§ 13 

Löschung von Daten 

unverändert 

( 1 ) Fluggastdaten sind nach Ablauf von fünf 
Jahren ab ihrer Übermittlung an die Fluggastdaten- 
zentralstelle durch die Fluggastdatenzentralstelle 
aus dem Fluggastdaten-lnformationssystem zu lö- 
schen. Die Löschung von Fluggastdaten, die den in 
§ 6 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1 genann- 
ten Behörden übermittelt wurden, richtet sich nach 
den jeweiligen für diese Behörden geltenden Vor- 
schriften. 


(2) Daten, die der Fluggastdatenzentralstelle 
von den Luftfahrtuntemehmen übermittelt wurden 
und die nicht Fluggastdaten nach § 2 Absatz 2 sind, 
werden unverzüglich nach ihrem Eingang bei der 
Fluggastdatenzentralstelle durch die Fluggastda- 
tenzentralstelle gelöscht. 


(3) Fluggastdaten nach § 2 Absatz 2, die 
Angaben zur rassischen oder ethnischen Flerkunft, 
zu den politischen Meinungen, zu den religiösen o- 
der weltanschaulichen Überzeugungen, zur Mit- 
gliedschaft in einer Gewerkschaft, zum Gesund- 
heitszustand, zum Sexualleben oder zur sexuellen 
Orientierang einer Person beinhalten, werden un- 
verzüglich nach ihrem Eingang bei der Fluggastda- 
tenzentralstelle durch die Fluggastdatenzentral- 
stelle gelöscht. 


(4) Die Ergebnisse der Verarbeitung von 
Fluggastdaten sind durch die Fluggastdatenzentral- 
stelle zu löschen, sobald sie nicht mehr erforderlich 
sind, um die in § 6 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 
Satz 1 genannten Behörden, die Fluggastdaten- 
zentralstellen anderer Mitgliedstaaten, Europol o- 
der die Behörden von Drittstaaten zu informieren. 
Verarbeitungsergebnisse, die aus Analysen von 
Fluggastdaten resultieren, sind von der Fluggastda- 
tenzentralstelle zu löschen, sobald sie nicht mehr 
für die Ersfellung oder Aktualisierung von Mustern 
für den vorzeitigen Abgleich oder zur Information 
der Fluggastdatenzentralstellen anderer Mitglied- 
staaten benötigt werden. Die Löschung von Ergeb- 
nissen der Verarbeitung von Fluggastdaten, die den 
in § 6 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1 ge- 
nannten Behörden übermittelt wurden, richtet sich 
nach den jeweiligen für diese Behörden geltenden 
Vorschriften. 
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(5) Ergibt die individuelle Überprüfung 
nach § 4 Absatz 2 Satz 2 nach einem vorzeitigen 
Abgleich, dass kein Treffer vorliegt, so ist dieses 
Ergebnis spätestens dann zu löschen, wenn die da- 
zugehörigen Daten nach Absatz 1 Satz 1 gelöscht 
werden. 


§14 

§ 14 

Protokollierung 

Protokollierung 

(1) § 76 des Bundesdatenschutzgesetzes gilt 
mit der Maßgabe, dass die Protokolle der oder dem 
Datenschutzbeauftragten der Fluggastdatenzent- 
ralstelle oder der nationalen Kontrollstelle in elekt- 
ronisch auswertbarer Form für die Überprüfung 
der Rechtmäßigkeit der Datenverarbeitung zur 
Verfügung stehen. 

(1) Die Fluggastdatenzentralstelle hat min- 
destens die folgenden Verarbeitungsvorgänge 
zu protokollieren: 


1. Erhebung, 


2. Veränderung, 


3. Abfrage, 


4. Übermittlung und 


5. Lösehung. 

(2) Abweichend von § 76 Absatz 3 des Bun- 
desdatenschutzgesetzes dürfen die Protokolle aus- 
schließlich für die Überprüfung der Rechtmäßig- 
keit der Datenverarbeitung durch die Datenschutz- 
beauftragte oder den Datenschutzbeauftragten der 
Fluggastdatenzentralstelle sowie die nationale 
Kontrollstelle sowie für die Eigenüberwachung, 
für die Sicherstellung der Integrität und Sicherheit 
der personenbezogenen Daten und für Audits ver- 
wendet werden. 

(2) Die Protokolle über Abfragen und 
Übermittlungen müssen es ermögliehen, die Be- 
gründung, das Datum und die Uhrzeit dieser 
Vorgänge und so weit wie möglieh die Identität 
der Person, die die personenbezogenen Daten 
abgefragt oder übermittelt hat, und die Identi- 
tät des Empfängers der Daten festzustellen. 

(3) Die Protokolldaten sind fünf Jahre lang 
aufzubewahren und anschließend zu löschen. 

(3) Die Protokolle dürfen aussehließlieh 
für die Überprüfung der Reehtmäßigkeit der 
Datenverarbeitung dureh die Datensehutzbe- 
auftragte oder den Datensehutzbeauftragten 
der Fluggastdatenzentralstelle sowie die natio- 
nale Kontrollstelle sowie für die Eigenüberwa- 
ehung, für die Gewährleistung der Integrität 
und Sieherheit der personenbezogenen Daten 
und für Audits verwendet werden. 


(4) Die Protokolldaten sind fünf Jahre 
lang aufzubewahren und ansehließend zu lö- 
sehen. 
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(5) Die Fluggastdatenzentralstelle hat die 
Protokolle der nationalen Kontrollstelle auf An- 
forderung zur Verfügung zu stellen. 


(6) Die Protokollierung erfolgt in einer 
Weise, dass die Protokolle der oder dem Daten- 
schutzbeauftragten der Fluggastdatenzentral- 
stelle oder der nationalen Kontrollstelle in elekt- 
ronisch auswertbarer Form für die Überprü- 
fung der Rechtmäßigkeit der Datenverarbei- 
tung zur Verfügung stehen. 

§ 15 

§15 

Dokumentationspflicht 

unverändert 

(1) Die Fluggastdatenzentralstelle doku- 
mentiert alle Verarbeitungssysteme und Verarbei- 
tungsverfahren, die in ihre Zuständigkeit fallen. 


(2) Die Dokumentation enthält zumindest 
folgende Angaben: 


1. den Namen und die Kontaktdaten der Flug- 
gastdatenzentralstelle und der Mitarbeiterin- 
nen und Mitarbeiter der Fluggastdatenzentral- 
stelle, die mit der Verarbeitung der Fluggast- 
daten beauftragt sind, und die verschiedenen 
Ebenen der Zugangsberechtigungen, 


2. die Ersuchen von 


a) in § 6 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 
Satz 1 genannten Behörden, 


b) nach Artikel 7 Absatz 3 der Richtlinie 
(EU) 2016/681 benannten Behörden an- 
derer Mitgliedstaaten, 


c) Fluggastdatenzentralstellen anderer Mit- 
gliedstaaten und 


d) Europol sowie 


3. die Ersuchen von Behörden von Drittstaaten 
und jede Übermittlung von Fluggastdaten an 
Behörden von Drittstaaten. 


(3) Die Fluggastdatenzentralstelle stellt der 
nationalen Kontrollstelle auf Anfrage alle verfüg- 
baren Dokumentationen zur Verfügung. 
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Abschnitt 6 

Abschnitt 6 

Geltung des B u n d e s k r i m i n a 1 - 
amtgesetzes 

unverändert 

§16 


Geltung des Bundeskriminalamtgesetzes 


Das Bundeskriminalamtgesetz findet entspre- 
chende Anwendung, soweit in diesem Gesetz keine 
spezielleren Regelungen enthalten sind. 


Abschnitt 7 

Abschnitt 7 

Schlussvorschriften 

Schlussvorschriften 

§17 

§17 

Gerichtliche Zuständigkeit, Verfahren 

unverändert 

Für gerichtliche Entscheidungen nach diesem 
Gesetz ist das Amtsgericht zuständig, in dessen Be- 
zirk das Bundeskriminalamt seinen Sitz hat. Für 
das Verfahren gelten die Bestimmungen des Geset- 
zes über das Verfahren in Familiensachen und in 
den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar- 
keit entsprechend. 


§18 

§18 

Bußgeldvorschriften 

unverändert 

( 1 ) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 


1. entgegen § 2 Absatz 5 Satz 1 in Verbindung 
mit Absatz 2 Nummer 1 bis 8 dort genannte 
Fluggastdaten nicht, nicht in der vorgeschrie- 
benen Weise oder nicht rechtzeitig übermittelt 
oder 


2. entgegen § 2 Absatz 5 Satz 2 erster Flalbsatz 
in Verbindung mit Absatz 2 Nummer 1 bis 8 
dort genannte Fluggastdaten nicht, nicht in 
der vorgeschriebenen Weise oder nicht recht- 
zeitig nachmeldet. 
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(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro geahndet 
werden. 


(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 
Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten ist das Bundesverwaltungsamt. 


§19 

§ 19 

Inkrafttreten 

entfällt 

Dieses Gesetz tritt am 25. Mai 2018 in Kraft. 



Artikel 2 


Änderung des Fluggastdatengesetzes 


§ 14 des Flnggastdatengesetzes vom ... 
[einsetzen: Datnm der Ausfertigung sowie 
Fnndstelle dieses Gesetzes] wird wie folgt ge- 
fasst: 


,,§ 14 


Protokolliernng 


(1) § 76 des Bundesdatensehutzgesetzes 
gilt mit der Maßgabe, dass die Protokolle der o- 
der dem Datensehntzbeanftragten der Flnggast- 
datenzentralstelle oder der nationalen Kontroll- 
stelle in elektroniseh auswertbarer Form für die 
Überprüfung der Reehtmäßigkeit der Daten- 
verarbeitnng zur Verfügung stehen. 


(2) Abweiehend von § 76 Absatz 3 des 
Bundesdatensehntzgesetzes dürfen die Proto- 
kolle aussehließlieh für die Überprüfung der 
Reehtmäßigkeit der Datenverarbeitnng dnreh 
die Datensehutzbeanftragte oder den Daten- 
sehntzbeauftragten der Fluggastdatenzentral- 
stelle sowie die nationale Kontrollstelle sowie 
für die Eigenüberwaehung, für die Gewährleis- 
tung der Integrität und Sieherheit der perso- 
nenbezogenen Daten und für Audits verwendet 
werden. 


(3) Die Protokolldaten sind fünf Jahre 
lang aufzubewahren und ansehließend zu lö- 
sehen.“ 
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Artikel 3 


Inkrafttreten 


(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des 
Absatzes 2 am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 


(2) Artikel 1 §§ 7 bis 10 und 18 sowie Ar- 
tikel 2 treten am 25. Mai 2018 in Kraft. 


